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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Frühjahrssession 2021 setzte sich der Ständerat mit der Volksinitiative «Löhne
entlasten, Kapital gerecht besteuern», der sogenannten 99-Prozent-Initiative,
auseinander. Die WAK-SR hatte sich zuvor genauso wie der Nationalrat mit 8 zu 4
Stimmen für eine Ablehnung der Initiative ausgesprochen, wie Kommissionssprecher
Germann (svp, SH) dem Rat erläuterte. Germann führte in der Folge einen ganzen
Strauss an Kritikpunkten an, insbesondere monierte er, dass die Initiative
«unbestimmte Einnahmen für unbestimmte Ausgaben» einführen wolle. So sei unklar,
ob beispielsweise auch Eigenmietwerte und Rentenbezüge besteuert werden sollen
oder wie das eingenommene Geld anschliessend verwendet oder verteilt werden soll.
Hinzu komme, dass der Bund den Kantonen keine Vorgaben zu Steuertarifen,
Steuersätzen und Steuerfreibeträgen machen dürfe. Da die Kommission aufgrund der
bereits hohen Besteuerung und Umverteilung in der Schweiz keinen Handlungsbedarf
sehe, sei die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. Eine Minderheit Rechsteiner (sp,
SG) beantragte eine Empfehlung auf Annahme. Die Initiative vergrössere die
Steuergerechtigkeit und bekämpfe die Ungleichheit, da Kapitaleinkünfte gegenüber
dem Arbeitseinkommen heute privilegiert besteuert würden. Unter anderem seien sie
zum Beispiel teilweise steuerfrei und nicht sozialversicherungspflichtig. Diese
Steuerungerechtigkeit bei den Kapitaleinkommen habe mit der USTR II und dem KEP
überdies zugenommen. Nun solle man mit der 99-Prozent-Initiative wieder «in
Richtung mehr Gerechtigkeit, auch bei den Steuern» gehen – insbesondere auch im
Hinblick auf die Kosten der Corona-Massnahmen. Finanzminister Maurer teilte im
Namen des Bundesrates die Einschätzung der Kommissionsmehrheit bezüglich der
noch offenen Definitionen verschiedener Aspekte der Initiative und verwies überdies
auf die bereits besteuerten Kapitalgewinne: den Eigenmietwert, die
Grundstückgewinnsteuer und die Dividendenbesteuerung. Mit 32 zu 13 Stimmen sprach
sich der Ständerat in der Folge für die bundesrätliche Botschaft und somit für eine
Empfehlung auf Ablehnung der Initiative aus. Damit war die Initiative bereit für die
Volksabstimmung, welche der Bundesrat auf den 26. September 2021 festsetzte. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2021, S. 25 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 1


